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I. Wiiirstnunge» nnd Entscheidungen.
!.

(Barrcorrsensbedingirngeu haften auf dem Bauobjekte . )
Die Baudeputation für Wien hat unterm 10 . April 1895,

Z . 197 (Z . 9823 , M . B .-A . für den XIX . Bezirk ) , nachstehende,
nunmehr in Rechtskraft erwachsene Entscheidung gefällt:

Mit dem Baneonsense des Gemeindevorstehers von Unter -Döbling cillko.
26 . December 1872 , Z . 751 , wurde für die Häuser Or .-Nr . 26 und 28 in
Unter -Döbling , Gemeindegasse (Couscr .-Nr . 143 und 144 ), unter anderem die
Verpflichtung ' zur Einhaltung des vom h. k. k. Ministerium des Innern ge¬
nehmigten Niveaus und die Rücksichtnahme auf die Herstellung des künftigen
Straßenniveaus statuiert.

Nach dem für den Ban des Hauses Conscr .-Nr . 138 (Or .-Nr . 30) Unter-
Döbling , Gcmeindegasse , vom Gemeindevorsteher genehmigten Banplane hat
nach Anschüttung des Straßenkörpers bis auf das vom h. Ministerium ge¬
nehmigte Niveau das Parterregeschoß den Charakter eines Kellergeschosses zu
erhalten.

Mit dem Bescheide vom 23 . Juni 1894 , Z . 10955 , hat das magistratische
Bezirksamt die Eigenthümer der vorbezeichnetcn drei Häuser anfgefordert , nach¬
dem die Anschüttung der Straßenfläche demnächst in Aussicht steht, durch Vor¬
nahme von baulichen Herstellungen die Gassenlocalitäten in einer dem genehmigten
Niveau , beziehungsweise dem für den Bahnbau erforderlichen Niveau ent¬
sprechenden Weise zu adaptieren.

Gegen diese Verfügung haben , und zwar bezüglich des Hanfes Or .-Nr . 26
Dr . L. B ., F . N . und M . B ., bezüglich des Hanfes Or .-Nr . 28 A. K. und
bezüglich des Hauses Or .-Nr . 30 I . und F . dl . das Rechtsmittel ergriffen,
von welchen die letztgenannten laut Berichtes des magistratischen Bezirksamtes
vom 13. December 1894 , Z . 22327 , ihren Recnrs zurückgezogen haben.

Die bezüglichen Recnrse des Dr . L. B ., F . N . und M . B ., dann des
A. K. bestreiten die Gesetzlichkeit des an sie ergangenen Auftrages in erster
Linie ans dem Grunde , weil sic nicht als ursprüngliche Bauführer die Ban-
conscnse für ihre Person erwirkt haben , in weiterer Folge deshalb , weil ihnen
in dem recurrierten Erlasse die Verpflichtung zngemnthet wird , bei Vornahme
der nöthigen baulichen Adaptierungen auch auf das für den Bahnban erforder¬
liche Niveau Rücksicht zu nehmen.

Die Bandeputation für Wien findet den Recnrsen , sofern sich dieselben
gegen die ans dem Bauconsense fußenden Aufträge richten, keine Folge zu geben,
dagegen in theilweiser Stattgcbnng der Recnrse zu erkennen, dass die in dem
recurrierten Aufträge statuierte Verpflichtung , die Gassenlocalitäten in einer dem
für den Bahnban erforderlichen Niveau entsprechenden Weise zu adaptieren,
nicht gerechtfertigt erscheint.

Für den abweislichen Theil der Entscheidung war vor allein der Umstand
maßgebend , dass jeder in Rechtskraft erwachsene Bauconscns auf

dem Bauobjecte haftet , und dass der jeweilige Besitzer eines
Objectes an die für das betreffende Object festgesetzten Be¬
dingungen gebunden erscheint , wobei es ganz irrelevant  ist , ob
die Consensbedingnngen grnndbüch erlich ans dem Objecte vor¬
gemerkt sind und ob dem jeweiligen Eigenthümer die Consens¬
bedingnngen bekannt sind oder  nicht.

Zur Erlassung von auf die Einhaltung der Bauconsensbedingnngen ab-
zielcnden Aufträgen erscheint die Baubehörde im Sinne des Z 96 der Wiener
Bauordnung , als zur Handhabung der Bauordnung berufen , kompetent ; es
musste daher die recnrricrte Entscheidung in dieser Richtung aufrecht erhalten
werden.

Die Baubehörde durfte jedoch über den Rahmen der durch den Consens
abgegrenzten Verpflichtungen nicht hinausgehen und wie in dem vorliegenden
Falle das Maß der durch das ministeriell bestimmte Niveau begrenzten Ver¬
pflichtungen willkürlich erweitern und dem Recnrrenten auch noch die weitere
Verpflichtung anferlegen , auf das durch den Ban der Stadtbahn bedingte
Niveau Rücksicht zu nehmen , nachdem durch eine derartige Verfügung , wenn
selbe auch im öffentlichen Interesse geboten sein mag , in Rechte eingegriffen
wird , bezüglich deren die Entscheidung den politischen Behörden nicht znsteht.

Ans diesem Grunde musste die Entscheidung in dieser Richtung behoben
werden und sind daher in dem recurrierten Erlasse die am Schluffe des dritt¬
letzten Absatzes eingeschalteten Worte : „respective dem für den Bahnban er¬
forderlichen Niveau " zu eliminieren.

Die Beilagen der Berichte vom 19. November 1894 , Z . 12201 , vom
13 . December 1894 , Z . 22327 , und vom̂ 29 . November 1894 , Z . 21369,
folgen mit dem Bemerken zurück, dass im Sinne des 8 109 der Wiener Bau¬
ordnung der Recnrs gegen diese Entscheidung binnen vier Wochen an das
h. Ministerium des Innern offen steht.

2 .

(Abgabe von Diphtherieheilserum . )

Die k. k. n .-ö. Statthaltern hat mit Erlass vom 2 . Juli
1895 , Z . 57525 ( M .-Z . 133135/VI1I ) , dem Wiener Magistrate
Nachstehendes mitgetheilt:

Der Wiener Magistrat wird hiemit verständigt , dass die unentgeltliche
Abgabe von in dem Institute für die Gewinnung von Diphtherieheilserum in der
k. k. Krankenanstalt Rudolf -Stiftung und dem k. k. Kaiser Franz Josef -Spitale
erzeugten Heilserum an öffentliche Krankenanstalten zur probeweisen Verwendung
mit 1. Juli d. I . eingestellt wurde nnd das in diesem Institute hergestellte
Diphtheriehcilsernm von Vielem Termine an durch die Jnstitntsleitnng in der
k. k. Krankenanstalt Rudolf - Lüftung , soweit der jeweilig : Vorrath reicht, nur
mehr entgeltlich , nnd zwar die Dosis zum Preise von 1 fl. 40 kr. ö. W.
abgegeben wird.
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3 .

(Kirchliche Stiftungen .)

Die k. k. n .«ö. Statthalterei hat zur Z . 71155 (M .-Z . 152308)
dem Wiener Magistrate nachstehende Abschrift ihrer an das k. k.
Oberlandesgericht Wien gerichteten Note 6cfto . 9 . August 1895,
Z . 71155 , intimierl:

Bei Errichtung von Stiftungen , welche testamentarisch angeordnet worden
sind, haben sich in den letzteren Jahren mehrfach Schwierigkeiten ergeben,
welche einerseits dnrch die vielfach ohne Einvernahme der bezüglichen Seel¬
sorger getroffenen Bestimmungen über die Gattung und Anzahl der Stiftungs-
Verbindlichkeiten, andererseits durch die nicht immer ausreichende Capitalsdecküng
der zu errichtenden Stiftung hervorgernfen wurden.

Hinzu tritt der Umstand , dass bei vielen Stiftungen nicht bloß die Über-
tragungsgebüren aus dem Legate beglichen werden müssen , sondern dass auch
noch die sonstigen Kosten der Stiftung , als : Stempel - und Vincnlierungs-
gebüren , Porto re. gedeckt werden sollen, da die Erben , beeinflusst oder nicht
beeinflusst , es gewöhnlich ablehnen , diese Kosten auf sich zu nehmen.

Solange der Conrs der Staatsschuldverschreibungen keinen so hohen
Stand erreicht hatte , wie er thatsächlich seit einigen Jahren besteht, war es
möglich , ans dem Legate selbst sowohl die Percentualgebüren , als auch die
anderen Kosten zu bestreiten , da die Bedeckungs -Obligation einen bedeutend
minderen Ankaufspreis erforderte.

Bei dem gegenwärtig hohen Stande des Conrses ist diese Möglichkeit
ausgeschlossen , im Gegentheil werden dnrch die schon genannten Gebüren , zu
denen in neuester Zeit auch die Gebür für die Armen oder bei einigen k. k.
Steuerämtern eine Stempelgebür für die behufs Bemessung der Percentual-
gebüren vorgelegte Abschrift des Stiftbriefes hinznkommt , die Legate so sehr
herabgedrückt , dass der verbliebene Betrag vorläufig in einer Sparcassa an¬
gelegt werden muss , bis derselbe dnrch den Zuwachs mehrjähriger Zinsen so
weit vermehrt ist, dass eine Obligation angekauft und die Stiftung ordnungs¬
mäßig errichtet werden kann.

In Erwägung des Vorstehenden und auch in Anbetracht des weiteren
Umstandes , dass bei der beständigen Preissteigerung aller Kirchenerfordernisse
und bei den stets sich erhöhenden Ansprüchen aller Kirchenbediensteten auf eine
angemessene Mehrung der Kircheneinnahme nach Möglichkeit hinzuwirken noth-
wendig ist, haben sich das fürsterzbischöfliche Ordinariat in Wien laut der
anher gelangten Vorlage vom 23 . Juli 1895 , Z . 6757 , und das bischöfliche
Ordinariat St . Pölten laut Vorlage vom 17. Juli 1875 , Z . 3834 , bestimmt
gefunden , als mindestes Bedecknngscapital einer Stiftung ans eine heil. Messe
den Betrag von 100 fl. in Noten ^ Silber - oder 4percentiger Kronenrente
sestznsetzen und zu einer beabsichtigten Stiftung nur dann den Consens
zu eltheilen , wenn das Bedecknngscapital gebüren - oder abzugsfrei ansgefolgt
wird und außerdem die übrigen Kosten von den Erben des Stifters be¬
ziehungsweise von dem Stifter getragen werden , je nachdem eine Stiftung
auf Grund einer testamentarischen Bestimmung oder infolge einer Widmung
unter Lebenden erfolgen soll.

Hinsichtlich Stiftungen auf eine Segenmesse , auf ein Requiem ohne
Ickftora, mit Ickftorg. und auf sonn - und feiertägige Fürbitten ivird bis auf
weiteres ein Capital per 150 fl., 200 fl., 250 ft. und 150 fl. erforderlich sein.

Hievon beehrt sich die k. k. Statthalterei dem löblichen k. k. Oberlandes¬
gerichte über Ersuchen der genannten Ordinariate wegen gefälliger Verständi¬
gung der rücksichtlich dieser beiden Ordinariate in Betracht kommenden Gerichts¬
behörden die Mittheilnng zu machen , damit besonders bei solchen testamentarisch
angeordneten Stiftungen , für welche der auszufolgende Betrag nicht genannt
ist, die Erben nicht bloß von Kirchenvorstehern allein , sondern auch von welt¬
lichen Behörden erfahren können , welches Capital zu einer Stiftung erfordertwerde.

4.

(Waffen - und Mnnitions -Geleitscheine . )
Laut Amtsblattes der k. k. Polizeidirection Nr . 100 ex 1895

hat die k. k. n .-ö. Statthalterei mit Erlass vom 10 . August 1895,
Z . 5009/xru68 ., Nachstehendes verlautbart:

Um eventuelle Missverständnisse hinsichtlich des Inhaltes der bei Wasfen-
nnd Mnnitionssendungen mit der Ministerial -Verordilnng vom 11 . Februar 1860
R .-G .-Bl . Nr . 39 , vorgeschriebenen Waffen - und Mnnitions -Geleitscheine hintan-
zuhalten , wird die Polizeidirection infolge Erlasses des hohen k. k. Ministeriums
des Innern vom 26 . Juli 1895 , Z . 22274 , beauftragt , die entsprechende Ver¬
anlassung zu treffen , dass bei Ausfertigung derartiger Geleitscheine nach dem
in der vorbezogenen Ministerial -Verordnung verzeichnetcn Muster bei der
Stelle „ die Bewilligung zur Versendung folgender Waffen (Munition ) als " in
jedem Falle die genaue Bezeichnung der Sendung nach Gattung und Gewicht
(Brutto und Netto ), sowie die Eintritts - und eventuell die Austrittsstation ein¬
getragen werde , wobei die Ziffer des Einfnhrs - beziehungsweise Durchfuhrs-
qnantums in rother Schrift mit großen Buchstaben deutlich hervorznheben
sein Ivird.

Weilers wird die Polizeidirection infolge des bezogenen hohen Erlasses
angewiesen , vorzusorgen , dass für diese Geleitscheine anstatt der mehrfach in
Gebrauch befindlichen , oft schwer leserlichen autographicrten Blankette von nun
an überall Drucksorten in Verwendung genommen werden.

S.
(Neue Post - und Telegraphenämter .)

Die k. k. Post - und Telegraphen -Direction für Österreich
unter der Enns hat mit Note vom 12 . August 1895 , Nr . 67403/3,
dem Wiener Magistrate Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Im Nachhange zur hierortigen Note vom 2. April 1895 , Z . 24462
(S . Amtsblatt Nr . 52 ox 1895 , „Verordnungen , Entscheidungen rc.", VI , 3),
beehrt sich die k. k. Post - und Telegraphen -Direction Mittheilnng zu machen, dass
am 16. August 1895 in dem zum II . Wiener Stadtbezirke gehörigen Gebiets-
theile „Zwischenbrücken", und zwar in den Häusern Pasettistraße Nr . 99 und
Marchfeldstraße Nr . 8, k. k. Post - und Telegraphenümter (Postexpeditionen
I . Elaste ) in Wirksamkeit treten werden , von denen ersteres die Bezeichnung
„K. k. Post - und Telegraphenamt 130 Wien 2/7 " , letzteres die Bezeichnung
„K . k. Post - und Telegraphenamt 131 Wien 2/7 " zu führen hat.

Diese k. k. Post - und Telegraphenämter haben als Post - und Telegramm-
Annahmestellen zu fungieren , sonach den Verschleiß inländischer Post - und
Telegraphen Wertzeichen, die Annahme von Brief - und Fahrpostsendnngen,
Telegrammen , von gewöhnlichen und telegraphischen Postanweisungen nach
dem In - und Auslande , sowie den Postsparcassadienst zu besorgen.

Der Bestelldienst in Zwischenbrücken (Postbezirk Wien 2/7 ) wird auch
weiterhin durch das k. k. Post - und Telegraphenamt 24, Wien 2/7 (Nordwestbahn¬
straße Nr . 6), beziehungsweise rücksichtlich der Postfrachten durch das k. k. Post-
paketbcstellamt (Postamt 46 Wien 2/3 ) vollzogen werden.

Für den Parteienverkehr sind die Localitüten der neuen Ämter rücksichtlich
des Post - und Telegraphendienstes

u) an Wochentagen:  vom 1. Mai bis 30 . September von VII bis XII
und von 2 bis 7 Uhr ; vom 1. October bis 30 . April von VIII bis
XII und von 2 bis 7 Uhr;

ft) an Feiertagen:  von VIII bis XII und von 2 bis 6 Uhr;
o) an Sonntagen:  von VIII bis XII Uhr offen zu halten.
An Feiertagen  ist die Annahme von Fahrpostsendnngen auf die Zeit

von VIII bis XII Uhr beschränkt.
Mit dem gleichen Tage wurde die Aufstellung vermehrter Briefsammel¬

kästen im Stadttheile Zwischenbrücken und eine besondere fahrende , vom Post¬
amte 24 Wien 2/7 lNordwestbahnstraße Nr . 6) ausgehende Brief -Einsammlung
angeordnet. G.

(Maßnahmen gegen die llberfüllnttg von Ber-
samm !ttngsloea !Ltäten. )

Von Seite der Centrale des Wiener Magistrates wurde mit
Jndorsatschreiben ääto . 22 . August 1895 , M .-Z . 154148/X1V,
den magistratischen Bezirksämtern nachstehender Erlass der k. k.
n .-ö. Statthalterei vom 19 . August 1895 , Z . 60454 , zur Kenntnis
und Darnachachtnng zugemittelt:

Nach einem von der k. k. Polizeidirection in Wien erstatteten Berichte
haben nunmehr sämmtliche magistratischen Bezirksämter über Anregung der
k. k. Polizeidirection alle jene Localitüten einer Revision unterzogen , welche
einen Fassungsraum von mehr als 200 Personen haben und demnach die Ab¬
haltung von Versammlungen daselbst ermöglichen.

Äus einem gelegentlich eines Recurses von dem magistratischen Bezirks¬
amte für den XVII . Bezirk vorgelegten Acte ist zu entnehmen , dass diese Re¬
visionen unter Beiziehung des k. k. Polizei -Bezirkscommissariates , sowie der
Inhaber der betreffenden Saallocalitäten vorgenommen und hiebei die für die
Benützung der Localitüten zu dem gedachten Zwecke aus sanitäts -, sicherheits-
und feuerpolizeilichen Rücksichten erforderlichen Bedingungen und die zur Ver¬
meidung von Überfüllnugen gebotenen Vorsichten festgestellt wurden . Von dem
Ergebnisse der Localerhebnng wurden dann die Eige'nthümer , beziehungsweise
Pächter der Versammlungslocale schriftlich, und zwar mit dem Bedeuten ver¬
ständigt , dass eine Außerachtlassung der ertheilten Vorschriften nach der lais.
Verordnung vom 20 . April 1854 , R .-G .-Bl . Nr . 96 , geahndet werden wird.

Wenn auch die Fassung des von dem Bezirksamte Hernals aus diesem
Anlasse ergangenen Decretes nicht als vollkommen zutreffend bezeichnet werden
kann , stellt sich dasselbe immerhin als ein Verbot der Überfüllung dar , welches
zur Grundlage einer Strafamtshandlnng im Sinne der HZ 7 und II der
bezogenen kais. Verordnung genommen werden kann . Nachdem von den anderen
magistratischen Bezirksämtern in derselben oder doch in ähnlicher Weise vor¬
gegangen worden sein dürfte — was der Wiener Magistrat durch Einsicht der
betreffenden Acten sicherznstellen haben wird — so erscheint die Möglichkeit
gegeben, der Überfüllung der Wiener Versammlnngslocalitäten wirksamst ent-
gcgenzntreten.

Nachdem eine solche Übcrfüllung nicht nur ans sanitären und sicherheits¬
polizeilichen Rücksichten sehr bedenklich erscheint, sondern auch die im Vereins¬
beziehungsweise Versammlnngsgesetze vorgesehene behördliche Aufsicht zu er¬
schweren, ja unmöglich zu machen geeignet ist, wird der Wiener Magistrat
anfgefordert , die magistratischen Bezirksämter anznweisen , das von denselben
erlassene Verbot strengstens zu handhaben und in allen jenen Fällen , wo eine
Übertretung dieses Verbotes seitens des Polizei -Commissariates zur Anzeige
gebracht wird , das Strafverfahren gegen die Schnldtragenden unverzüglich
durchzuführcn.
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7 .

(Rittdviehstarrds -Catafter .)

Die h . k. k. n .-ö. Statthalterei hat dem Wiener Magistrate
mit dem Erlasse vom 24 . August 1895 , Z . 61270 (M .-
Z . 157248/XV ) , Nachstehendes bekauntgegeben:

Mit Beziehung auf den Erlass vom 21 . Mai 1895 , Z . 34925 (siehe
Amtsblatt Nr . 52 ex 1895 „ Verordnungen , Entscheidungen re ." VI , 12 ) , be¬
treffend die Kompetenzfrage bezüglich der Bestrafung von Übertretungen in
Ansehung des im Stadtgebiete Wien , beziehungsweise im Wiener Polizeirayon
zu führenden Viehcatasters und die bezüglich desselben zu beobachtenden An¬
ordnungen , wird die im Punkte 2 des eingangs bezogenen Erlasses erfolgte
Zuweisung der daselbst angeführten Amtshandlungen an die Marktcommiffäre
im Hinblicke auf den Ministerial -Erlass vom 10 . August 1892 , Z . 18124,
und mit Rücksicht auf die nach den Berichten des Magistrates vom 5 . Februar
1893 , Z . 216647 ex 1892 , vom 16 . Februar 1893 , Z . 108/kr . ex 1893 , und
vom 24 . Mai 1893 , Z . 56044 , erfolgte , mit Erlass des h . k. k. Ministeriums
des Innern vom 12 . Juni 1893 , Z . 4748 , zur Kenntnis genommenen
Organisation des Marktamtes der Stadtgemeinde Wien , nach welcher derlei
Agenden in den speciellen Wirkungskreis der Veteriuärabtheilung des Markt¬
amtes des Wiener Magistrates (respective der städtischen Amtsthierärzte ) fallen,
dahin präcisiert , dass , insofern in den Punkten 1, 2 , 3 und 5 des h . o. Er¬
lasses vom 21 . Mai 1895 , Z . 34925 , das Wiener Marktcommissariat oder
Organe desselben als zur unmittelbaren Durchführung der Evidenz des Vieh¬
standes berufen bezeichnet sind , hierunter die Vetcrinärabtheilung des Markt¬
amtes des Wiener Magistrates , beziehungsweise die städtischen Amtsthierärzte
zu verstehen sind.

Die Vorschrift des Punktes 4 des Erlasses vom 21 . Mai 1895,
Z . 34925 , betreffend die allgemeine Anzeigepflicht bei Erkranlungs - und
Todesfällen von Rindvieh , wird mit Rücksicht auf die Bestimmung des Z 15
des allgemeinen Thierseuchengesetzes , welche gegebenenfalls maßgebend ist, in
nachstehende einschränkende Fassung gebracht:

„Wer an einem Stücke Rindvieh eine der im Z 1 des Gesetzes vom
29 . Februar 1880 , R .-G .-Bl . Nr . 35 , benannten ansteckenden Krankheiten
oder Erscheinungen wahruimmt , welche nach der vom Ministerium des Innern
hinausgegebenen Belehrung den Verdacht einer solchen erregen , hat hievon
unverzüglich in Wien dem magistratischen Bezirksamte , in den außerhalb
Wiens gelegenen Orten dem Gemeindevorsteher die Anzeige zu erstatten und
das Thier von Orten , wo die Gefahr der Ansteckung für andere Thiere be¬
steht , fern zu halten . (Z 15 des Gesetzes vom 29 . Februar 1880 , R .- G .-Bl.
Nr . 35 .) "

Vorstehender Erlass wurde vom Magistrate im Nachhange zu dessen
Kundmachung vom 30 . Mai 1895 , Z . 97111 , unterm 16 . September 1895,
verlantbart.

8 .

(Erleichterung des Kaiuitbezuges aus Kalusz .)
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 26 . August

1895 , Z . 60479 ( M .-Z . 160363/XV ) , dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Zufolge Erlasses des hohen k. k. Ackerbauministeriums vom 7. Juni 1895,
Z . 11459 , wird im Nachhauge zu den h . ä . Erlässen vom 26 . September 1892,
Z . 59853 (S . Amtsblatt Nr . 85 ox 1892 , „ Verordnungen rc ." IX , 16 ), und
vom 25 . Februar 1898 , Z . 8778 (S . Amtsblatt Nr . 34 ex 1893 , „ Ver¬
ordnungen rc ." IV , 2), eröffnet , dass sich das k. k. Finanzministerium be¬
stimmt gefunden hat , znm Zwecke der Erleichterung des Kainitbeznges aus
Kalusz die mit seinem Erlasse vom 19 . November 1890 , Z . 37580 , getroffene
Bestimmung wegen Beibringung der bezirkshauptmauuschaftlichen Bezugs-
Certificate bis ans weiteres aufzuheben.

Die mit diesem letzteren Erlasse getroffenen Bestimmungen wegen der
Verpflichtung , den bezogenen Kainit zu Düngungszwecken nur im eigenen Wirt¬
schaftsbetriebe zu verwenden , und des Verbotes , denselben weder entgeltlich
noch unentgeltlich an dritte Personen abzutreten , werden auch fernerhin aufrecht
erhalten.

Dagegen hat die Salinenverwaltung Kalusz , wenn derselben der Besteller
des Kaimts unbekannt ist, oder gegründeter Zweifel vorliegt , dass derselbe ein
wirklicher Landwirt sei, gleichzeitig der dem Kainitbesteller zuständigen Finanz-
Bezirks -Direction unter Angabe des Gewichtes der ausgefolgten Kainitmenge
Mittheilnng zu machen.

Die betreffende Finauz -Bezirks -Direction wird dann die ordnungsmäßige
Verwendung des Kaimts durch die ihr unterstehenden Finanzwachorgaue vor¬
zunehmen und im Falle Missbränche zum Nachthcile des Salzgefälles constatiert
werden sollten , sofort im Sinne des Finanzministerial -Erlasses vom 19 . No¬
vember 1890 , Z . 87580 , vorzugehen haben.

Die beantragte Abgabe des Kaluszer Kaimts an behördlich genehmigte
landwirtschaftliche Corporationen , sowie einzelne , vollkommen vertrauenswürdige,
sich ausschließlich mit dem Handel von Düngemitteln befassende Firmen behufs
Detailverkaufes an wirkliche Landwirte unterliegt keinem Anstande.

Die mit dem Detailvcrkaufe des Kaluszer Kaimts betrauten landwirt¬
schaftlichen Corporationen oder Firmen werden daher den unter Controle ge¬
stellten Gewerben gleich zu behandeln und die in Ansehung solcher Gewerbe

bestehenden Anordnungen der Zoll - und Staatsmonopols - Ordnung vom
Jahre 1835 , sowie der Vorschrift zu deren Vollziehung auf sie anzuwenden sein.

Zu diesem Behnfe müssen die besagten Corporationen oder Firmen über
den von Kalusz bezogenen und an wirkliche Landwirte verkauften Kainit genaue
Ausschreibungen führen , dessen Verabfolgung unter Verantwortung der be¬
treffenden landwirtschaftlichen Corporation oder Firma ausschließlich nur an
solche Landwirte stattfinden darf , welche keinen Salzhandel betreiben.

Selbstverständlich darf den wegen eines Missbrauches mit dem be¬
zogenen Kainite gefällsstrasrechtlich abgenrtheilten Personen , welche den be¬
treffenden landwirtschaftlichen Corporationen oder Firmen ämtlich bekannt¬
zugeben sein werden , der Kainit nicht ausgefolgt werden.

Ein Missbrauch oder die Nichtbefolgung der vorstehenden Bestimmungen
seitens der betreffenden landwirtschaftlichen Corporationen oder Firmen zieht
für diese — abgesehen von den „ eventuell eintretenden gefällsstrafrechtlichen
Folgen " — den sofortigen Verlust der diesbezüglich erhaltenen besonderen Be¬
willigung nach sich. S.

(Meldung landfturmpflichtiger Bahnbedieusteter .)
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Jndorsat -Erlass vom

30 . August 1895 , Z . 81466 (M .-Z . 161474/XVI ) , dem Wiener
Magistrate nachstehenden Erlass des k. k. Handelsministeriums
vom 8 . August 1895 , Z . 5418 , zur Kenntnis gebracht:

Mit dem h . o. Circular - Erlasse vom 3 . October 1894 , Z . 50788 (Ver¬
ordnungsblatt Nr . 119 ox 1895 ) , wurden die geehrten Bahnverwaltungen auf
die Bestimmungen des Gesetzes vom 10 . Mai 1894 , R .-G .-Bl . Nr . 83,
betreffend die Meldepflicht von Landstnrmpflichtigen der im Neichsrathe ver¬
tretenen Königreiche und Länder , mit Ausnahme von Tirol und Vorarlberg,
sowie auf die bezügliche Durchführungs -Verordnung des k. k. Ministeriums
für Laudesvertheidigung vom 20 . August 1894 , R .- G .-Bl . Nr . 182 , und ins¬
besondere auf die im ß 4 Punkt 2 dieser Verordnung den Eisenbahn -Unter¬
nehmungen hinsichtlich des Meldevorganges eingeränmten Begünstigung auf¬
merksam gemacht.

Mit Beziehung hierauf werden der geehrten Verwaltung im nachstehenden
jene Directivcn bekanntgegeben , welche die k- k. Generaldirection der öster¬
reichischen Staatsbahnen behufs endgiltiger Regelung der Details des in Rede
stehenden Meldeverfahrens an die unterstehenden Dienststellen hinauszngeben
beabsichtigt:

Punkt  1 . Die schriftlichen Meldungen der landstnrmpflichtigen Bahn¬
bediensteten erfolgen in der zweiten Hälfte September jeden Jahres
unter Benützung der Landstnrmmeldeblätter Muster 2 im Wege der unmittelbar
Vorgesetzten bahnämtlichen Dienststellen:

Diese Dienststellen sind:
a ) die k. k. Generaldirection der österreichischen Staatsbahnen,
b ) alle k. k. Eisenbahn - Betriebsdirectionen,
c ) alle k. k. Eisenbahn -Bauleitungen,
ä ) die k. k. Betriebsinspection in Czernowitz,
e) alle k. k. Bahnerhaltnngssectionen,
I ) alle k. k. Werkstättenleitungen,
§ ) alle k. k. Heizhausleitungen,
1>) alle k. k. Material - Magazinsleitungen,
i ) alle k. k. Bahnbetriebsämter,

II) alle k. k. Bahnstationsämter.
Punkt  2 . Die rechtzeitige Betheilung dieser Dienststellen mit den er¬

forderlichen Drucksorten (Laudsturmmeldeblätter Muster 2) wird im bahnämt¬
lichen Wege besorgt werden.

Punkt  3 . Diese Dienststellen werden jedem einzelnen unterstehenden
landsturmpflichtigen Bediensteten ein Landsturmmeldeblatt zur Ansfülluug über¬
geben oder , wenn erforderlich , dessen Ausfüllung selbst besorgen.

In beiden Fällen wird die Eisenbahudienststelle die genaue Übereinstim¬
mung der Angaben im Meldeblatte mit den Daten im Landsturmpasse oder
dem sonstigen militärischen Legitimationsdocumente des betreffenden Bahn-
bediensteten überprüfen.

Punkt  4 . Gelegentlich der Amtshandlung aä Punkt 3 ist jeder laud-
sturmpflichtige Bedienstete zu befragen , ob er etwa mit einer Landstnrm-
Widmungskarte für besondere Dienstleistungen für Kriegszwecke betheilt ist.

Im Bejahungsfälle sind diese Widmungskarten im Hinblicke auf den
eigenen Personalbedarf im Kriegsfälle abzuuehmen und an die k. k. General¬
direction der österreichischen Staatsbahnen behufs Erwirkung ihrer Annullierung
einzusenden.

Der Besitz einer Widmungskarte und die eingeleitete Annullierung der¬
selben ist im Landsturmblatte auzumerkcu.

Die erfolgte Enthebung der Bahnbedicnsteten vom Landslurmdienste ist
in der Rubrik X des Laudslurmmeldeblattes anzuführen.

Punkt  5 . Landsturmpflichtige Bahndedienstete , welche sich bei der Amts¬
handlung uä Punkt 3 als waffennnfähig oder zu jedem Landsturmdienste unfähig
erklären sollten , werden , da derartige Fälle nur ausnahmsweise Vorkommen
können , zur persönlichen Vorstellung bei der zuständigen Meldestelle und in dem,
im Z 3 der vorerwähnten Durchführungs -Verordnung festgesetzten Zeitpunkte
verhalten werden.

Punkt  6 . Die laut Punkt 3 ausgefüllten und gesammelten Meldeblättcr
werden von der Eisenbahndienststelle der betreffenden , Oetsgemeinde bis
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längstens Ende September jeden Jahres mittels Consignation über¬
sendet . Die Laudsturmpässe oder sonstigen militärischen Legitimatiousdocumeute
werden nicht beigeschlossen.

In der Rnbrik „Anerkennung " dieser Consignationen ist zum Ausdrucke
zu bringen , dass dem Landsturmpflichtigen die erfolgte Vorstellung (Meldung)
seitens der betreffenden Dienststelle (Bahnvorstände ) im Laudsturmpasse bestätigt
worden ist.

Punkt  7 . Dem landsturmmeldepflichtigen Bahnbediensteten wird die
bewirkte Meldung von der Eisenbahndienststelle im Laudsturmpasse unter Bei-
drückung der Amtsstampiglie mit den Worten:

„Der Laudsturmmeldepflicht entsprochen
N am

Amtsstampiglie ^

N . N ., Vorstand ."

bestätigt werden.
Obige , Hieramts als zweckmäßig befundene Directiven werden der

geehrten Verwaltung nach mir dem k. k. Ministerium für Landesvenheidigung
und dem k. u . k. Reichs -Kriegsministerium gepflogenem Einvernehmen mit der
Einladung empfohlen , einen thuulichst analogen Vorgang auch rücksichtlich des
dortseitigeu meldepflichtigen Personales zur Einführung zu bringen und die
unterstehenden Organe dementsprechend auzuweiseu.

10 .

(Verwendung von Weinlaub zur Einhüllung von
Nahrnngs nnd Gennssmitteln .)

Verordnung der Ministerien des Innern und des Handels
vom 1 . September 1895 , betreffend die Verwendung des mit
Kupferfalzlösungen besprengten Weinlaubes zur Einhüllung von
Nahrungs - und Genufsmitteln ( N .-G .-Bl . Nr . 142 ) :

Da uicht selten Weiulaub , welches zum Zwecke der Hiutanhaltuug der
Verbreitung der Perouospora mit Kupfervitriollösung besprengt wurde , zur
unmittelbaren Einhüllung von Früchten , Butter , Käse und anderen Nahrungs¬
mitteln verwendet und hiedurch die Gefahr von Gesnudheitsschädigungeu beim
Genüsse dieser Nahrungsmittel herbeigeführt wird , verbietet  das Ministerium
des Innern nach Anhörung des Obersten Sanitätsrathes im Einvernehmen
mit dem Handelsministerium im Nachhauge der Ministerialverordnung vom
2. Juni 1877 (R .-G .-Bl . Nr . 43 ) und jener vom 20 . November 1877
(R .-G .-Bl . Nr . 105 ), die Verwendung solchen , mit Kupservrtriol-
lösung besprengten Weinlanbes zur unmittelbaren äußeren Um¬
hüllung von Nahrnngs - und Genussmitteln.

Desgleichen dürfen auch andere in gesundheitsschädlicher Weise verun¬
reinigte Pflanzeublätter zur Einhüllung von Nahrungsmitteln nicht in Ver¬
wendung genommen werden.

Übertretungen dieser Verordnung , welche nicht unter das allgemeine
Strafgesetz fallen , sind nach der Ministerialverordnung vom 30 . September
1857 (R .-G .-Bl . Nr . 198 ) zu bestrafen.

11 .
(Öffentliche Sammlungen .)

Die k. k. u .-ö. Statthalterei hat mit Decret vom 9 . September 1895,
Z . 81308 , dem Asylvereiue der Wiener Universität  für das Jahr 1896
die Bewilligung erlheilt , eine Sammlung milder Spenden zu Vereinszwecken
bei bekannten „Wohlthätern — somit nicht von Haus zu Haus — im Erz-
herzogthume Österreich unter der Enns mit Einschluss des Wiener Polizei¬
rayons veranstalten zu dürfen.

Dieselbe Bewilligung , und zwar für die Dauer von höchstens 3 Monaten,
wurde mit Decret vom 29 . April 1895 , Z . 1709/kr ., dem Kinder - und
Greiseu - Asylvereine „Maria - Hilf " in Groß - Grillowitz - Possitz
ertheilt . Von dieser Bewilligung wird laut Anzeige ckäto. 9 . September 1895
vom 15 . September 1895 Gebrauch gemacht.

Dem Pfarramts Gießhübl bei Brunn a . G . wurde mit Decret des
Wiener Magistrates vom 20 . September 1895 , M .-Z . 162036/111 , die ihm
unterm 13 . October 1894 , M .-Z . 173093 , ertheilte Bewilligung zur (Samm¬
lung freiwilliger Spenden zum Zwecke des Neubaues eiuer Pfarrkirche daselbst
im Wiener Gemeiudegebicte auf die Dauer eines weiteren Jahres verlängert.

12 .
(Erhebungen bei Unfällen .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat unterm 10 . September 1895,
Z . 84307 ( M . -Z . 167590 ) , an den Wiener Magistrat nach¬
stehenden Erlass gerichtet:

Über Auftrag des hohen k. k. Ministeriums des Innern vom 28 . August
1895 , Z . 20616 , wird eiugeschärft , die nach Z 31 U -V .-G . zu pflegenden
Erhebungen insbesondere bei schweren Unfällen womöglich an
Ort und Stelle vorzuuehmen  und die Veranlassung des Unfalles genau
zu erheben.

13
(Festsetzung des Dermin es für die Controlsver-

fammlnngen .)
Magistratsdirector Krenn  hat mit Erlass vom 17 . Sep¬

tember 1890 , G .-Z . 167059/XVI , Nachstehendes bekanntgegcben:
Mit dem Erlasse der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12 . September 1895,

Z . 85018 , wurde dem Magistrate ein Pnre des vom k. u . k. II . Corps-
Commaudo in Wien mit Zustimmung der k. k. u .-ö. Statthalkerei zusammen¬
gestellten Reise- und Geschüftsplancs mit bleibend jährlich giltigen Controls¬
tagen für die alljährlich vorzuuehmenden Controlsversammluugen der dauernd
beurlaubten Reservemänuer und Ersatzreservisten übermittelt . Nach diesem
Plane werden die vorbezeichncten Controlsversammlungen in der Controls-
statiou Wien alljährlich in der Zeit vom 12 . October bis 15. November und
die Nachcontrole in der Zeit vom 21 . bis inclusive 26 . November beim k. u . k.
Ergäuzuugs -Bezirks -Commando Nr . 4 in Wien vorgenommeu werden.

(Musterstatut für registrierte Hilfseasfeu , betreffend
die Versicherung von 5; ranken «nt erstüHungen und

Vegräbnisgeldern .)
Die k. k. n . - ö.  Statthalterei hat mit Erlass vom 18 . Sep¬

tember 1895 , Z . 85960 (M .-Z . 171737/XVIII ) , dem Wiener-
Magistrate Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Das hohe k k. Ministerium des Innern hat ein Musterstatut für
registrierte Hilfscasseu , welche ausschließlich die Versicherung von Krankeu-
unterstützuugen und Begräbnisgeldern betreiben , herausgegeben.

Dieses Statut hat als specielles Vorbild für die Einrichtung von Hilfs-
cassen mit den vorbezeichueten Versicheruugszweigcn zu dienen.

Der Wiener Magistrat wird daher unter Bezugnahme auf den h. ä.
Erlass vom 6 . Februar 1895 , Z . 12713 , angewiesen , in geeigneter Weise auf
diese Publikation , welche im Verlage der k. k. Hof - und Staatsdruckerei
erschienen ist, aufmerksam zu machen und bei sich darbieteuden Gelegenheiten
die Benützung des Musterstatutes als Vorbild für die Ausarbeitung coucreter
Statuteneutwürfe zu empfehlen.

Eine gleiche Aufforderung ergeht au die magistratischen Bezirksämter.

15 .
(Gestattung der Verwendung gewisser Theerfarben
zur Färbung von Zuckerbäckerwaren und von

Lignenren,)
Verordnung des Ministeriums des Innern im Einvernehmen

mit dem Handels - und Justizministerium vom 19 . September
1895 (R .-G .-Bl . Nr . 147 ), betreffend die Verwendung gewisser
Theerfarben zur Färbung von Zuckerbäckerwaren , sowie von an sich
farblosen , jedoch gewohnheitsgemäß künstlich gefärbten Liqueureu.

Das mit der Verordnung des Staatsmiiiisteriums im Einvernehmen niit
dem Handels -, Justiz - und Polizeimiuisterium vom 1. Mai 1866 (R .-G .-Bl.
Nr . 54 ) und das mit der Verordnung des Ministeriums des Innern im Ein¬
vernehmen mit dem Handels - und Justizministerium vom 1. März 1886
(R .-G .-Bl . Nr . 31) erlassene Verbot der Verwendung der aus Anilin oder
aus anderen Theerbestaudtheileu hcrgestellteu Farbstoffe bei Bereitung von
Genussartikelu aller Art wird , soweit eö sich um die Färbung von Zncker-
bäckerwaren , isvwie von au sich farblosen , jedoch gcwohuheitsgcmäß künstlich
gefärbten Liqueureu handelt , unter den unten angegebenen Bedingungen hin¬
sichtlich der nachstehenden Theerfarben außer Kraft gesetzt, und zwar:

Fuchsin , Säurefuchsiu , Nosalliu , Bordeaux , Ponceau , Eosiu , Erythrosin,
Phloxin , Alizarinblan , Auiliublau , Wasserblau , Jnduiiu , Säuregelb 84,
Tropaeolin 000 (Orange I ), Mcthylviolett , Malachitgrün , sowie hinsichtlich
jener grünen Farbstoffe , weiche durch Mischung der vorgenannten blauen und
gelben Farbstoffe erhalten werden.

Die bezerchueteu, zur Färbung von Zuckerbäckerwaren und von an sich
farblosen , jedoch gewohnheitsmäßig künstlich gefärbten Liqueureu verwendbaren
Theerfarben dürfen zu dem genannten Zwecke nur dann verwendet werden,
wenn sie in Originalverpackungen der Fabriken , aus denen sic stammen , be¬
zogen wurden . Auf dem Umschläge der Pakete muss die Eignung des Theer-
farbstosfes für den genannten Zweck angegeben und muss überdies jedes Paket
mit dem Siegel oder der Marke des Fabrikanten , sowie mit der Angabe des
Datums der 'Bescheinigung eines zu benennenden chemischen Hochschulinstitutcs
versehen sein, durch welche die Reinheit des Fabrikates von jeder gesundheits¬
schädlichen Beimengung nach dem Ergebnisse der mindestens alljährlich einmal
zu erneuernden stichprobenweiseu chemischen Untersuchung sichergestellt ist.

Der Fabrckaut ist jederzeit dafür verantwortlich , dass die von ihm in
den Handel gebrachten , mit der bezeichnten Widmung und mit seinem Siegel,
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beziehungsweise mit seiner Marke versehenen genannten Theerfarben von allen
(listigen und gesundheitsschädlichen Verunreinigungen metallischer oder organischer
Natur frei sind.

Diese Verordnung tritt mit 1 . Jänner 1896 in Kraft.
Übertretungen dieser Verordnung werden , sofern sie nicht etwa unter

das allgemeine Strafgesetz fallen , nach Maßgabe der Ministerialverordnung
vom 30 . September 1857 (N .-G .-Bl . Nr . 198 ) geahndet.

ZG.
(Bestellung eines argentinischen Honorar - Viee-

evnsttls . )
Das k. k. n .-ö. Statthalterei -Prasidium hat mit Erlass vom

l9 . September 1895 , Z . 5966 (M .-Z . 170963/XVIlI ), dem
Wiener Magistrate Nachstehendes mitgetheilt:

Seine k. n . k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Einschließung
vom 27 . August d . I . dem österreichischen Staatsangehörigen Gustav Jränyi
in Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines zngctheilteu Honorar-
Viceconsuls der Republik Argeutina iu dieser Stadt , unter der Bedingung,
dass hiedurch in seinen staatsbürgerlichen und Jurisdictionsverhältnissen keinerlei
Änderung eintrete , allergnädigst zu gestatten geruht.

Hievon wird der Wiener Magistrat mit dem Beifügen in die Kenntnis
gesetzt , dass der Genannte in seiner amtlichen Eigenschaft anzucrkennen und
zur Ausübung seiner Consnlarfunctionen zuzulassen ist.

( ^ chankgläser unter S ZInhalt lsog . „ Stamperln ")
— nicht aichungspflichtig .)

Über eine Anfrage der Genossenschaft der concessiouierten Brantwein-
schenker mit dem Sitze in Wien hat der Magistrat derselben mit Decret vom
1V. September 1895 , M .-Z . 132076 , eröffnet , dass nach der Verordnung des
hohen k. k. Handelsministeriums vom 25 . September 1875 , N .-G .-Bl . Nr . 129,
alle für den Gebrauch in öffentlichen Schanklocalitäten bestimmten Schank¬
gläser , nur insofern deren Inhalt 0 1 1 oder mehr beträgt , mit einem Aich-
striche und mit der Bezeichnung des Fassungsraumes versehen sein müssen,
und dass demnach für die bei den Brantw einschenkeru in Ge¬
brauch befindlichen Stengelgläser , deren Fassungsraum 0 ' 1 1
nicht erreicht , die Aichung nicht erforderlich  ist.

Dagegen sind allerdings nach der Magistrats -Kundmachung vom 27 . No¬
vember 1861 , Z . 99079 , die Gäste berechtigt , zu verlangen , dass ihnen das
Getränke — und zwar auch wenn es sich um Flüssigkeitsmengen von weniger
als 0 1 I handelt — mittels cimeutierter Geschirre abgemessen und in die
Gläser eingegossen werde , und sind die Schankgewerbetreibenden bei sonstiger
Ahndung verpflichtet , diesem Begehren zu entsprechen . Zu diesem Behufe haben
zufolge Erlasses des hohen k. k. Handelsministeriums vom 7 . Februar 1895,
Z . 16428 ex 1894 , bei sonstiger Bestrafung nach der Ministerial -Verordnung
vom 30 . September 1857 , N .-G .-Bl . Nr . 198 , die Schankgewerbetreibcnden
alle erforderlichen Cimente in der dem Umfange ihres Geschäftes entsprechenden
Anzahl zu besitzen.

18 .

(Bestellung von Bezirks -Anshilsslehrkräften ; des-
gLeichettvonJnduftrielehreriuttenbehttss Supplierung;
Abänderung der Normen , betreffend die Lehrver¬

pflichtung der Oberlehrer .)
Der Bezirksschulrath der k. k. Neichshaupt - und Nesidenzstcidt

Wien hat unterm 19 . September 1895 , G . Z . 6632 , an sämmt-
liche Schulleitungen nachstehendes Decret gerichtet:

Der hochlöbliche k. k. n .- ö. Landesschulrath hat mit Erlass vom 17 . Sep¬
tember 1895 , Z . 9022 , Folgendes anher eröffnet:

„In Erledigung des Berichtes vom 11 . September 1895 , dessen Bei¬
lagen zurückfolgen , findet der k. k. n .-ö. Landesschulrath die mit Zustimmung
des Wiener Stadtrathes beantragte Bestellung von 39 männlichen und
39 weiblichen Bezirks -Aushilfslehrkräften mit den gesetzmäßigen Bezügen eines
provisorischen Unterlehrers , beziehungsweise einer Unterlehrerin mit dem Be¬
merken zu genehmigen , dass von diesen für den Schulbezirk Wien zu be¬
stellenden Aushilfslehrkräften dem 1., VI . und X . Jnspcctionsbezirke je drei
männliche nnd drei weibliche , dem 111. , IV ., V ., VIII . nud IX . Juspections-
bezirke je vier männliche und vier weibliche , dem II . nnd VII . Jnspections-
bezirke je fünf männliche nnd fünf weibliche Aushilsslehrkräfte zuziiweisen sind.

Gleichzeitig findet der k. k. n .-ö. Landesschnlrath zu genehmigen , dass
für den Schulbezirk Wien 10 Jndustrielehrerinnenstellen zum Zwecke der
Supplierung abgängiger Judustrielehreriunen bestellt werden und jedem
Jnspcctionsbezirke eine dieser Aushilfs -Jndustrielehrerinnen zngewiesen wird.
Diese Jndustrielehrerinnen , welche ohne Unterschied der Verwendungsdaner
nach dem Maßstabe von 12 wöchentlichen Unterrichtsstunden entlohnt werden,
haben , ganz abgesehen von dem Jnspectionsbezirke , dem sie zngewiesen sind,
jede Art von Supplierung , gegebenenfalls auch an mehreren Schulen , bis

zum Mapimnm von 30 wöchentlichen Stunden ohne weitere Entschädigung
zu übernehmen und sind in dem Falle , wenn sie keine Supplierung zu ver¬
sehen haben , an einer Hchule mit einer großen Classenzahl nach den Weisungen
der betreffenden Bezirkssection zur Theilnahme au dem Unterrichte in weib¬
lichen Handarbeiten durch mindestens 12 Stunden wöchentlich verpflichtet.

Die zum Zwecke der Supplierung abgängiger Lehrkräfte bestimmten
Bezirks -Aushilfslehrer und Anshilfslehrerinncn sind in dem Falle , dass sie
keine Supplierung zu versehen haben , jenen Schulen zuzuweisen , deren Leiter
zur pädagogischen und didaktischen Ausbildung junger Lehrkräfte hervorragend
geeignet Find . Hiebei ist die Zuweisung an allgemeine Volks - und Bürger¬
schulen ohne Aushilfslehrkraft ganz besonders zu berücksichtigen.

In dem Standorte haben die Aushilfslehrkräfte nach den Anordnungen
des betreffenden k. k. Bezirksschul -Jnspectors bei jenen Lehrkräften , deren
Vorbild oder Führung für ihre Fortbildung förderlich ist , zu hospitieren , be¬
ziehungsweise nach den Weisungen des Leiters der Schule an dem Unterrichte
theilzunehmen.

Die Bezirks -Aushilfslehrkräfte sind verpflichtet , auch außerhalb des
Jnspectionsbezirkes , dem sie zngewiesen sind , zu snpplicren und haben sich
jeder Weisung ohne Rücksicht auf die Entfernung der Schule , für welche sie
erforderlich sind , von ihrem Standorte oder ihrer Wohnung nachznkommen.

Bei ihrer Ausbildung ist daher auch ans die Mannigfaltigkeit der Schul-
vcrhältnissc im Schulbezirke Wien Bedacht zu nehmen.

Für die Supplierung abgängiger Lehrkräfte hat der Bezirksschulrath eine
genaue Instruction auszuarbeiteu, ' wobei als Grundsatz festzuhalten ist, dass
der Leiter der Schule zur Supplierung abgängiger Lehrkräfte in der eigenen
Anstalt in erster Linie verpflichtet erscheint und dass die einzelnen Schulen
Angewiesenen Aushilsslehrkräfte auch an Nachbarschnlcn ohne Anspruch auf
eine besondere Entschädigung zur Stipplicrinig heranzuziehen sind.

Damit die Leiter der allgemeinen Volksschulen und der Bürgerschulen
Wiens ihrer Verpflichtung , sich stets in genauer Kenntnis von dem Zustande
der Anstalt , insbesondere in Bezug auf das sittliche Verhalten und den Fort¬
schritt der Schüler zu erhalten und den einheitlichen pädagogischen Gang des
Unterrichtes zu überwachen , Nachkommen können , findet der k. k. n .- ö. Landes¬
schulrath in theilweiser Abänderung des h . ü. Erlasses vom 24 . März 1875,
Z . 205 , auzuordnen:

1. Die Lehrverpflichtung der Directorcn der Bürgerschulen wird in
Würdigung der mannigfachen Verpflichtungen eines Bürgerschnl -Directors an
Bürgerschulen von 3 bis 6 Classenabtheilungen auf 8 Stunden an allge¬
meinen Volks - und Bürgerschulen nnd au Bürgerschulen mit 7 und mehr
Elassenabtheilnngen auf 6 Stunden wöchentlich herabgesetzt.

2 . Die Lehrverpflichtung der Oberlehrer , welche shstemmäßig Elasten -,
lehrer sind und als solche für den Unterricht der ihnen zugewiesenen Classe
verantwortlich erscheine » , kann an allgemeinen Volksschulen mit 6 bis 8 Classen¬
abtheilungen auf 12 Stunden , an allgemeinen Volksschulen mit 9 bis
12 Classeiiabtheiluiigcn auf 9 Stunden nnd an allgemeinen Volksschulen mit
13 nnd mehr Classenabtheilungen auf 6 Stunden wöchentlich herabgesetzt
werden ; die Ertheilung des subsidiarischen Religionsunterrichtes darf in dieses
Minimalmaß der Lehrverpflichtung nicht eingerechnet werden.

Der Leiter der Schule hat in der Regel den Unterricht in der Unter¬
richtssprache und im Rechnen in seiner  Classe zu ertheilen . Nur ausnahms¬
weise können in besonders rücksichtswürdigen Fällen Oberlehrer ihrer Lehr¬
verpflichtung über Genehmigung des Bezirksschulrathcs auch iu anderen
Gegenständen mit Ausnahme des Religionsunterrichtes gerecht werden.

3 . Der Oberlehrer hat den Unterricht der ihm beigegebenen Aushilfs-
lchrkraft in den ihr auvertrauten Uuterrichtsgcgenstünden genau zu überwachen
und Vorsorge zu treffen , dass derselbe nach seiner Weisung und Anleitung
ertheilt und die Einheitlichkeit des Unterrichtes in der Classe aufrecht erhalten werde.

4 . Dem Unterrichte des Leiters einer Schule hat die der Schule Ange¬
wiesene Aushilfslehrkraft stets anzuwohnen und sich durch die Beobachtung
des Vorganges in der Lehrprapis zu vervollkommnen . Über den Antheil der
Aushilsslehrkräfte am Unterrichte an allgemeinen Volks - und Bürgerschulen
und an den Bürgerschulen hat der betreffende k. k. Bezirksschul - Jnspector nach
Anhörung des Directors von Fall zu Fall Anoidnungen zu treffen und
dieselben dem Bezirksschulrathe zur Kenntnis zu bringen.

Schließlich wird der Bezirksschulrath aufgesordert , auf Grund der Be¬
stimmungen der Schul - und Unterrichtsordnung und der seither erflossenen
Erlässe nnd Anordnungen und mit Berücksichtigung der obwaltenden Ver¬
hältnisse Anträge zur genauen Umschreibung der Dicnstverpflichtung der Leiter
d r öffentlichen Volksschulen in Wien ehethunlichst anher zu stellen ."

In Bezug auf Punkt 2 des obigen Erlasses werden die Leiter der allge¬
meinen Volksschulen angewiesen , in den den Herren Obmännern der Bezirks-
seclionen zur Genehmigung vorzulegenden Stundenplänen unter Berück¬
sichtigung der besonderen Verhältnisse der Schule die Anzahl der von ihnen
selbst zu ertheilendeu Stunden und die Gegenstände , in welchen sie selbst
unterrichten werden , iu Antrag zu bringen.

1V.
(Vorgang bei der Ausschreibung und Besetzung von

Lehrstellen .)
Der Bezirksschulrath der k. k. Neichshaupt - uud Residenzstadt

Wien hat unterm 23 . September 1895 , G .-Z . 6524 , an sämmt-
liche Schulleitungen nachstehendes Decret gerichtet:

D r hochlöbliche k. k, n .-ö. Landesschulrath hat mit dem Erlasse voin
13 . September 1895 , Z . 8765 , m theilweiser Abänderung des Erlasses vom



86 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 87 , 29 . October 1895.

23 . April 1892 , Z . 3362 , betreffend den Borgang bei der künftigen Aus¬
schreibung und Besetzung von Lehrstellen im Schulbezirke Wien , vorläufig für
das Schuljahr 1895,96 Nachsteheudes anzuordneu gefunden:

1. Erledigte Schulleiterstellen sind stets sofort nach ihrer Erledigung aus¬
zuschreiben und unter Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften ehethuulichst zu
besetzen.

2. Für die übrigen Lehrstellen wird der Concurs zweimal im Jahre,
und zwar zu Beginn des Schuljahres und im Monate Februar ausgeschrieben.
Bei der Ausschreibung der Lehrstellen sind die L>ystemisiernng und die hierauf
sich beziehenden h. a. Anordnungen genau zu beachren, sowie auch die be¬
sonderen Bedürfnisse jeder einzelnen Schule gebürend zu berücksichtigen.

3 . Jedes Gesuch ist mit den Originalen oder beglaubigten Abschriften
der erforderlichen Dokumente , welche in jeder Concursansschreibnng genau zu
bezeichnen sind, zu belegen.

4 . Die an den Wiener Stadtrath zu richtenden Gesuche sind bei jenen
Ortsschulräthen einzubringen , in deren Sprengel die betreffenden Lehrstellen
erledigt sind . Die Bewerbungsgesnche im Wiener Schulbezirke bereits angestellter
Lehrindividnen sind bei der unmittelbar Vorgesetzten Bezirkssection des Bezirks-
schnlrathes zu überreichen . Solchen Lehrpersonen ist cs gestattet , für sämmtliche
in einer Concnrsverlantbarung enthaltenen Stellen nur ein mit allen Bei¬
lagen belegtes Gesuch durch die Schulleitung der betreffenden Bezirkssection zu
überreichen . Diesem Gesuche sind so viel Diensttabellen mit dem erforderlichen
amtlichen Auszuge aus dem Gesuche anznschließen , als dis Zahl der Stellen
beträgt , um welche sich die Lehrkraft bewirbt . Für die Richtigkeit der Angaben
ist der Schulleiter verantwortlich , der dieselbe durch seine Unterschrift mit dem
Beisatze : „mit den Dienftesdocnmentcn verglichen und richtig befunden " zu
bestätigen hat.

„Die Bezirkssection veranlasst mit Ihunlichster Beschleunigung die erforder¬
liche Überprüfung der Gesuche und der Diensttabellen , sowie die Beifügung des
Votums des k. k. Bezirksschul -Jnspectors , übermittelt die Gesuche sodann an die
competente Centralstelle und übersendet die Diensttabellen , nach Stellen und
Bewerbern geordnet , an die betreffenden Ortsschulräthe.

5 . Die Ortsschulräthe sammeln die ihnen Ankommenden Bewerbnngs-
gesuche, beziehungsweise Dienfitabellen mit den amtlichen Gesnchsanszügen und
erstatten binnen vier Wochen an den Bezirksschulrath einen Vorschlag zur
Besetzung.

6 . Der Bezirksschnlrath erstattet das über jeden einzelnen Bewerber sich
aussprechende Gutachten , ordnet die Bewerber nach ihrer Würdigkeit und
sendet unter Anschluss der Gesncke sammt den Diensttabellen und der nach
Stellen geordneten Compcteutentabellen , sowie der Vorschlagsberichte der Orts-
schnlräthe den Präsentationsact an den Wiener Stadtrath.

Hievon wird die Schulleitung behufs Verlautbarung an den unterstehenden
Lehrkörper in die Kenntnis gesetzt.

2S.

(Schonzeit für die Regenbogenforelle . K
Verordnung des Leiters der k. k. Statthalterei im Erzherzog-

thllme Österreich unter der Enns vom 26 . September 1895,
Z . 74090 , betreffend die Festsetzung einer Schonzeit für die Regen¬
bogenforelle (L.-G .-Bl . Nr . 48 ) : '

Über Ermächtigung des hohen k. k. Ackerbauministcriums vom 27 . Juli
1895 , Z . 10245 , finde ich nach Einvernehmung von Sachverständigen nnd des
niederösterreichischcn Landcsansschnsses in Ergänzung der Statthaltereiverord-
nnng vom 9 . Jänner 1891 , L.-G .-Bl . Nr . 2, zu verordnen , wie folgt:

1. Als Schonzeit für die Regenbogenforelle wird die Zeit vom 1. März
bis einschließlich 30 . April festgesetzt.

2 . Während dieser Schonzeit — mit Ausnahme der ersten drei Tage
derselben — darf die Regenbogenforelle weder zum Verkaufe feilgehalten , noch
in den Gasthäusern angeboten oder verabreicht werden.

3 . Regenbogenforellen , welche, von der Kopfspitze bis zum Ende der
Schwanzflosse gemessen, nicht mindestens eine Länge von 20 em haben , dürfen
überhaupt zu keiner Jahreszeit feilgehalten werden.

2S.

(Bezeichnung einer Buchhandlung als „ Volksbuch¬
handlung " .)

Die k. k. n .-ö. Statthaltern hat dem magistratischen Bezirks¬
amte für den VI . Bezirk mit Erlass vom 28 . September 1895,
Z . 89503 (B .-A .-Z . 26421/VI ) , Nachstehendes zur Kenntnis
gebracht:

Das h. k. k. Ministerium des Innern findet laut Erlasses vom 18 . Sep¬
tember 1895 , Z . 17323 , über den Recnrs des I . B ., Buch -, Knust - und
Musikalienhändler in Wien , gegen die Statthalterei -Entscheidnng vom 24 . April
1895 , Z . 36216 , mit welcher derselbe in Bestätigung der diesämtlichen Ent¬
scheidung vom 5. März 1895 , Z . 33584 , beauftragt wurde , die äußere Be¬
zeichnung seiner Betriebswerkstätte „ Erste Wiener Volksbuchhandlung " , als der
Bestimmung des Z 44 des Gewerbegesetzes zuwiderlaufend , zu entfernen und
dieselbe in Hinkunft bei Strasvermeidung weder auf seinem Geschäftsschilde,

noch auf geschäftlichen Drncksorten , noch sonstwie in seinem Gewerbebetriebe
zu verwenden , unter Behebung der angefochtenen Verfügungen auszusprechen,
dass durch die erwähnte vom Recurrenten gewählte äußere Bezeichnung seiner
Betriebsstätte der Bestimmung des § 44 des Gewerbegesetzes vom 15 . März
1883 , N .-G .-Bl . Nr . 39 , nicht entgegengehandelt erscheint, daher diese Art der
Bezeichnung vom Standpunkte der Gewerbeordnung nicht untersagt werden kann.

22 .

(Zulassung der Asbestolith -Dachtafeln zur feuersicheren
Entdeckung von Dachstühlen .)

Vom Wiener Magistrate wurde unterm 4 . October 1895,
M .-Z . l 63264/IX , folgende Entscheidung getroffen:

Über das Ansuchen der Aktiengesellschaft der k. k. priv . Pittener Papier¬
fabrik , I ., Seilerstätte Nr . 11 , wurde vom Wiener Stadtbanamte eine Er¬
probung der patentierten Asbestolith -Duchtafeln hinsichtlich ihrer Fenersicherheit
vorgenommen.

Auf Grund des Ergebnisses dieser Erprobung wird zufolge Magistrats-
Beschlusses vom 3 . October 1895 im Sinne des tz 50 der Wiener Bauordnung
die bedingungsweise Zulassung dieser Asbestolith -Dachtafeln zur feuersicheren
Eindeckung der Dachstühle in Wien insolange , als das zur Anwendung ge¬
langende Materiale die gleiche Zusammensetzung und dieselben Eigenschaften
wie die Probeplüllen besitzen, unter felgenden Bedingungen gestutlel.

1. Die Platten dürfen das Maß von einem Meter im Gevierte nicht
überschreiten und müssen mit mindestens 10 em Übergreifung verlegt werden.
Die einfachstarken Asbestolith -Dachtafeln (2 mm Dicke) sind nur bei provisorischen
Dächern zulässig, bei definitiven Objecten müssen die Tafeln wenigstens eine
Dicke von 3 mm besitzen.

2. Zur Befestigung sind breitköpfige verzinkte Eisennägel mit starken
Unterlagsplatten aus Asbestolith zn verwenden ; die Entfernung der Nägel darf
6 em nicht überschreiten.

3 . Die Tafeln sind auf einer dichten Schalung von wenigstens 26 mm
Dicke zu verlegen ; die einzelnen Theile des Dachstuhles sind so stark zu kon¬
struieren , dass ein gefahrloses Betreten aller Dachtheile gesichert erscheint.

4 . Die Platten sind so zn verlegen , dass ein späteres Biegen , beziehungs¬
weise Brechen ausgeschlossen ist ; Firste , freibleibende Kanten und dergleichen
sind durch besondere Winkelstücke zn decken.

5. Die Dächer sind jährlich einer Revision in Bezug auf den ordnungs¬
mäßigen Zustand zn unterziehen und schadhafte Theile sind sofort durch taug¬
liches Dachdeckungsmateriale zn ersetzen.

6. Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen ent¬
sprechend späteren Erfahrungen bleibt Vorbehalten.

Die vorgelegten Probeplatten werden im Stadtbanamte hinterlegt.

22 .

(Übernahme der neuerbanten Landwehr -Cadetten-
schnle und Reitschule im UVZ-  Bezirke in die Ver¬
waltung der k. k. Dieasterialgebäude -Direetion in

Wien . ) '

Die k. k. Dicasterialgebände -Direction in Wien hat mit Note
vom 14 . October 1895 , Z . 6636 ( M . - Z . 184880/XVI ) , dem
Wiener Magistrate Nachstehendes bekanntgegeben:

Über den Erlass des hohen k. k. Ministeriums für Landesvertheidignng
vom 24 . v. M ., Nr . 21731/5371 V, wurden am 7. und 11. d. M . die beiden
neuerbanten Laudwehrgebäude im III . Bezirke, die Landwehr -Cadettenschnle in
der Boerhavegasse und die Landwehr -Reitschule in der Barmherzigengasse , in
die hierämtliche Verwaltung übernommen.

Hievon beehrt sich die gefertigte Direction den löblichen Magistrat mit
dem höflichen Ersuchen in Kenntnis zn setzen, der löbliche Magistrat wolle die
berufenen dortämtlichen Abtheilnngen und das magistratische Bezirksamt für
den III . Bezirk anweisen , sich künftig in allen die beiden genannten Gebäude
betreffenden Angelegenheiten , gleichwie dies für die übrigen , hn hierämtlicher
Verwaltung stehenden Ärarialgebünde geschieht, unmittelbar an die Dicasterial-
gebäude -Direction zu wenden.

24.

(Regelung der Sonn - nnd Feiertagsruhe im Gewerbe¬
betriebe . )

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume
Österreich unter der Enns vom 18 . October 1895 , Z . 91236,
mit welcher in Ergänzung und theilweiser Abänderung der zur
Durchführung der Sonn - und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe
erlassenen ersten Kundmachung vom 25 . April 1895 , Z . 38013,
L.-G .- und V .-Vl . Nr . 19 (siehe Amtsblatt Nr . 35 „Ver-
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ordmmgen rc. " IV , 10 , II ), für das Gemeindegebiet non Wien
Nachstehendes festgesetzt wird:

Zu Prodiictiollsqcwerbe.
8 . Kunstblumen -, Blumeulaub - Erzeuger und Kranzelbiuder.

Verschleiß : Der Verkauf von Kränzen ans getrockneten Blumen oder
sonstigen Grabkränzen ist in der Zeit vom 15 . Öctober bis einschließlich
15 . November an Sonntagen unbeschränkt gestattet.

9 . Lebzelter.

Verschleiß:  Der Warenverkauf ist an allen Sonntagen des Jahres
sowohl in den ständigen Verschleißlocalen , als auch auf Stünden bei Firmungen,
Jahrmärkten , Kirchweihfesten und dergleichen Anlässen unbeschränkt gestartet.

Zu Z. Haudtlsgcwerlie.
Den Händlern mit Grabansschinückniigsgegenständen im XI . Gemeiude-

bczirke ist der Warenverkauf m der Zeit ' vom 1. April bis einschließlich
15. November durch zehn Stunden , und zwar von 9 Uhr vormittags bis
7 Uhr abends gestattet.

Diese Verordnung tritt sofort  in Wirksamkeit.

II. RlMmitilüulUmmumM.
AtalMitü:

25 .

(Änderungen derGeschäftseintheilnngderMagistrats-
Departements N und

Magistratsdirector Krenn  hat zur M . - D . - Z . 1437/95
nachstehende Verfügung getroffen:

Ich finde mich hiemit bestimmt , in der Geschäftseintheilnng der Magi¬
strats -Departements V und XIV nachstehende Änderungen mit 1. Öctober d. I.
eintreten zu lassen:

Dem Magistrats - Departement V werden nachstehende
Agenden Angewiesen:

1. Angelegenheiten der Wiener Verkehrsanlagen ; Stadtbahn;
Regulierung des Wienflnsses unter gleichzeitiger Anlage beiderseitiger

Sammelcanäle ; Hauptsammelcanäle beiderseits des Donaucanales . Umwandlung
des Donaucanales in einen Winterhafen.

2 . Die Herstellung neuer und die Erhaltung bestehender Straßen und
Wege (Beschotterung , Macadamisiernng , Pflasterung ).

Angelegenheiten der „ städtischen Steinbrüche und Sicherstellung des
Pflastersteinbedarfes , sowie Übernahme der Pflastersteine.

3 . Ban und Reparatur der städtischen Hauptcanäle . Bacheinwölbnngen.
4. Verhandlungen über Locomotiv -Eisenvahnen , Local- und .Kleinbahnen

und Pferdeeisenbahnen , einschließlich jener über die Besteuerung derselben.
Verhandlungen über Ranchbelästigung durch Locomotiven.
Verhandlungen wegen Herstellung von Schienengeleisen über das

Trottoir.
5 . Administration des Wienflusses und Wienflnss -Reguliernng.
6. Ban und Erhaltung der über den Donaucanal und den Wienfluss

führenden Brücken.
7. Donanreguliernng mit Ausnahme der Parcellierungen und Straßen-

niveaubestimmnngen ans Donauregnliernngsgründen (Departement IX ) und
Donauregulierungsanlehen (Departement III ).

8 . Ban und Betrieb der Schiffahrtscanäle und Wertbäche mit Ausnahme
der Agenden , welche auf die Handhabung des Wusserrechtsgcsetzes Bezug haben.

9 . Donanschwemmen und Wassercinfahrten . Instandhaltung.
10 . Angelegenheiten der Prüfungsanstalt für hydraulische ' Bindemittel.

Dem Magistrats - Departement XI V werden nachstehende
Agenden zugetheilt:

Alle Verhandlungen über Vorkehrungen zur Wahrung der persönlichen
Sicherheit im allgemeinen.

Älle Vorkehrungen vor , während und nach einer Überschwemmung.
Normative Bestimmung in Ansehung der Feuer -, Straßen -, Strom¬

polizei und des Annoncierungswesens , Anstandsorte und Pissoirs , deren Ein¬
richtung und Erhaltung , Bespülung und Beleuchtung.

Elektrische Leitung , Legung des Kabels in den Straßen Wiens.
Telegraphen -Angelegenheiten.
Theater und deren Besteuerung.
Thiergnälerei.
Brandschaden - und Unfallversicherungen im allgemeinen , daher mit Aus¬

schluss der Gewerks - und Steuerangelegenheiten.

Normative Bestimmungen bezüglich öffentlicher Schaustellungen und
Volksbelustigungen , als:

Aquarien , Eislaufsport , Hippodrome , Kunstcabinete , Kunstreiter , Menagerien,
Ringelspiele , Rudersport , Schießstätten (mechanische), Singspielhallen , Zanber-
theater rc.

Elektrische Belenchtungs - und Kraftübertragungs -Concessionen . Sämmt-
liche, die städtische Feuerwehr betreffende Angelegenheiten.

Normative Bestimmungen hinsichtlich der Zinse für die Benützung städt.
Wassergrnndes.

Verhandlungen über die öffentliche Beleuchtung und die Durchführung
der zwischen der Gemeinde Wien und der Imperial Continental -Gas -Association,
sowie der Österreichischen Gasbelenchtnngs - Actiengesellschaft hinsichtlich der
Gasbeleuchtung bestehenden Verträge.

Angelegenheiten der Straßensänbernng in sämmtlichen Bezirken.
Verhandlungen hinsichtlich der Einsammlnng und Verwertung des

Straßen -. Haus - und Marktkehrichts.
Bespritzung der Straßen , Gassen und Plätze mit Fasswagen.
Errichtung und Betrieb von Schöpfwerken für die Straßenbespritzung.
Verhandlungen wegen Sicherstellung der Canal - und Senkgruben-

ränmungs -Arbeiten , sowie der Rattenvertilgnng in den städtischen Canälen,
Nepartition der Canalränmnngskostcn , Ansmittelnng der Canalräniniingsgebür
für öffentliche Gebäude , welche unter der Verwaltung der k. k. Dicasterial-
gebände -Direction oder der k. und k. Genie -Direction stehen.

Angelegenheiten der Abfuhr und Verwertung des Canal - und Senk-
grnbeninhaltes , insbesondere der Unrathverschiffungsstation am Erdbergermais
und der Abladestation für Senkgrnbeninhalt im XIII . Bezirke.

Personalangelegenheiten des Canalaufsichtspersonales mit Ausnahme der
dem Departement III zugewiesenen Agenden.

2V-.
(Vorlage von Termin -Acten . )

Magistratsdirector Krenn  hat mit dem Jndorsat - Erlass vom
25 . August 1894 , M .-D .-Z . 1284 , nachstehenden Präsidial -Erlass
des Vice -Bürgermeisters Matzen au er äcito . 17 . Angnst 1894,
Z . 6587 , den Leitern der Magistrats -Departements und magistratischen
Bezirksämter zur Kenntnisnahme und Darnachachtnng intimiert:

Anlässlich des Falles , dass ein Act, bei welchem es sich um die Frage
handelte , ob eine Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof ergriffen werden
solle oder nicht, nur wenige Tage vor dem Abläufe der gesetzlichen 60tägigen
Beschwerdesrist vom Magistrate dem Stadtralhe vorgelegt worden ist, wird der
Magistrat angewiesen , derlei Referate in Hinkunft rechtzeitig vorznlegen.

Hievon setze ich Sie . Herr Magistratsdirector , zur weiteren Veranlassung
in die Kenntnis.

» *

Im Nachhange zu dieser Verfügung hat Magistratsdirector
Krenn  ferner mit Erlass vom 17 . März 1895 , M .-D .-Z . 1560
ex 1894 , Nachstehendes angeordnet:

Im Nachhange zu dem h. ä. Bescheide vom 25 . Angnst 1894 , M .-D .-Z . 1284,
finde ich mich bestimmt , anzuordnen , dass ans allen Acten , in welchen es sich
um die Frage der Ergreifung der Beschwerde an den Verwaltnngsgerichtshof
handelt , ausdrücklich an auffallender Stelle auch der Tag angeführt wird , an
welchem die Frist zur Einbringung des vorgenannten Rechtsmittels abläust.

Bei diesem Anlasse finde ich mich weiters bestimmt , anzuordnen , dass
auch bei den übrigen Acten , welche dem Stadtrarhe zur Schlnssfassnng vor¬
gelegt werden , falls irgendeine Frist einzuhalten ist, in gleicher Weise die
Dringlichkeit der Angelegenheit durch ausdrückliche Anführung des Endtermines
ersichtlich zu machen ist.

Hievon werden die sämmtlichen Herren Magistratsreferenten und Bezirks¬
amtsleiter zur genauen Darnachachtnng in die Kenntnis gesetzt.

27 .

(Abstandttahme von der Einheburrg von Armerr-
percenten bei den Lieitationen der Pfandleihanstalten . )

Magistratsdirector Krenn  hat mit Erlass vom 30 . September
1895 , Z . 175017/LVIII , Nachstehendes bekanntgegeben:

Nach dem Berichte des Stadtanwaltcs Dr . Oskar Schmitt  hat der
hohe k. k. Verwaltungsgerichtshof mit dem Erkenntnisse vom 19 . September
1895 , Z . 4430 , über die Beschwerden mehrerer Pfandleihanstalksbesitzer gegen
die Entscheidungen des hochlöblichen Stadtrathcs vom 15. Februar 1894,
Nr . 9186/93 , beziehungsweise vom 11 . Mai 1894 , Nr . 2788 , womit die
Recurse derselben gegen die ihnen auferlegte Zahlung der Armenpercente
von der Pfünderversteigerung abgewiesen worden sind, die gedachten Ent¬
scheidungeil als gesetzwidrig aufgehoben.

Der Vcrwaltungsgerichtshof hat sich laut der Begründung seiner Ent¬
scheidung in Übereinstimmung mit der von dem löblichen Departement I des
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Wiener Magistrates wiederholt ausgesprochenen Rechtsansicht — hauptsächlich
von der Erwägung leiten lassen, dass die Licitatione '., der nicht emgelosren
Pfänder nicht als freiwillige , sondern als executive Versteigerungen anzusehen
sind, weil diese Versteigerungen nicht kraft Disposition des Pfandeigenthumers,
sondern ohne Einflussnahme ' desselben lediglich kraft Disposition des G anbrgers
erfolgen , weil weiters diese Versteigerungen auf Befriedigung des Gläubigers
abzielcn , und weil endlich die Critericn der freiwilligen Versteigerung , nne sie
das Gesetz, nämlich das Patent vom 9. August 1854 , R .-G .-Bl . Nr . 208 , auf¬
stellt, hier nicht zutreffen . . ^ ^

Auf die von der Gemeinde weiters erhobene Einwendung , dass das
speciell auf Wien bezughabende Decret der Central- Finanz - Hofcommission
vom 25 . April 1812 , F .-G .-S . Nr . 987 , nur auf solche Licitationen , welche
in wirklichen Cridafälleu oder sonst im gerichtlichen Executwnswcge gehalten
werden , von der Gebürenpflicht eximiere , dass daher die Versteigerungen der
Pfandleihanstaltsinhaber nicht unter die Eremption fallen , weil sie nicht nnt
gerichtlicher Dazwischenknnft . sondern unter Intervention der politischen Behörde
ftattfindcn , bemerkt der Verivaltungsgerichtshof , dass durch das bezogene Brciet
nicht ein neues Recht geschaffen werden solle , sondern dass das Decret femem
Inhalte nach lediglich ' die bisher erlassenen Vorschriften , insbesondere das
Decret vom 19. Februar 1770 wiederhole und nur die Gebnr von 1 Perccnt
auf 2 Percent erhöhe . Das Decret vom 19. Februar 1770 bestimmt aber
ausdrücklich , dass die Armenperceiite nicht in Cridafälleu oder sonst in ge¬
zwungenen Fällen der Versteigerung erhoben werden dürfen.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt zur Kenntnisnahine und Ver¬
ständigung der zngethcilten Beamten in Kenntnis gesetzt.

^Verzeichnis der im Reichsgesetztzlntte und im Landes-
gesetzbiatte für Österreich inlter der Cnns im Jahre

1895 pnblieierten Gesetze und Verordnungen .)

F . Reichsgesetzblatt.

Nr . 14G . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 5 . September 1895 , betreffend die
Zollbehandlung von Flaconverschlüssen.

Nr . 147 . Verordnung des Ministeriums des Innern
im Einvernehmen mit dein Handels - und Justizmini¬
sterium vom 19 . September 1895 , betreffend die Bei Wendung
gewisser Theerfarben zur Färbung von Znckerbäckerwaren , sowie von an sich
farblosen , jedoch gewohnheilsgemäß künstlich gefärbten Liqucnren . *)

Nr . 118 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und der Justiz vom 23 . September 1895 , betreffend die
Entwertung der Stempelmarken auf den in den Registraturen und Archiven
der Gerichte dauernd hinterlegten Urkunden und Schriften.

Nr . 149 . Coucessionsurkunde vom 2 . September
1895 für die Localbahn Stramberg—Wernsdorf.

Nr . 139 . Kundmachung des Ackerbaumiuisleriums
vom 29 . September 1895 , betreffend das Statut der k. k. Samen-
Controlstation in Wien.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 131 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 30 . September 1895 , betreffend die Errichtung eines Stener-
und gerichtlichen Depositenamtes in Marienbad in Böhmen.

Nr . 132 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 1 . October 1895 . betreffend die Concesstoniernng einer mit
elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahn von Graz nach
Fölling.

Nr . 133 . Verordnung des Ministeriums des Innern
vom 8 . October 1895 , betreffend die Einbeziehung eines Theiles
der Ortsgemeinde Muggia im politischen Bezirke Capodistria in den Triester
Polizeirayon und die Errichtung eines Bezirks -Poltzeicommissariates daselbst.

Nr . 154 . Verordnung des Gesammtministeriums
vom 18 . October 1895 , durch welche die mit der Verordnung des
Gesammtministeriums vom 12 . September 1893 (R .- G .-Bl . Nr . 139 ) für das
Gebiet der königl - Hauptstadt Prag , dann für die politischen Bezirke Königliche
Weinberge , Karvlinenthal und den dermaligen Umfang der politischen Bezirke
Kladno und Smichov getroffenen Ansnahmsvcrfügnngen aufgehoben werden.

Nr . 133 . Coucessionsurkunde vom 5 . September
1895 , für die Localbahn Schlackenwerth—Joachimsthal.

Nr . 136 . Coucessionsurkunde vom 25 . September
1895 , für die Localbahn von Wiener-Neustadt auf den Schneeberg mit
Abzweigung nach Wöllersdorf (Schncebergbahn ).

Nr . 137 . Verordnung des Justizministeriums vom
14 . October 1895 , betreffend die Errichtung des Bezirksgerichtes
Poysdorf in Niederösterreich.

L . Laudesgesetzblatl.

Nr . 47 . Gesetz vom 22 . August 1895 , wirksam für
das Erzherzogthum Österreich unter der Enns , betreffend die Entwässerung
der Grundstücke in Maiinersdorf und Soinmercin.

Nr . 48 . Verordnung des Leiters der k. k. Statt¬
halterei im Erzhcrzogthume Österreich unter der Enns
vom 26 . September 1895 , Z . 74090 , betreffend die Fest¬
setzung einer Schonzeit für die Regenbogenforelle . *)

Nr . 19 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzhcrzogthume Österreich unter der Enns vom
18 . October 1895 , Z . 91236 , betreffend die Ergänzung und
theilweise Abänderung der zur Durchführung der Sonn - und Feiertagsruhe
im Gewerbebetriebe erlassenen ersten Kundmachung vom 25 . April 1895,
Z . 38013 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 19 .**)

* ) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc. " vollinhaltlich ausgenommen.
**) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen : c." gekürzt ausgenommen.
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